
Das Ende 
der Ver -
trags-
freiheit

IDD-Umsetzungsentwurf 
schränkt Spielraum für 
Vermittlervergütung 
 erheblich ein

Text: Jürgen Evers

W as bedeutet der Referentenent-
wurf des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Energie zur Umsetzung 
der EU-Versicherungsvertriebsrichtli-
nie (IDD) für Makler und Honorarbe-
rater? – Er bringt voraussichtlich große 
Einschränkungen für die Vermittler. 
Gemäß Referentenentwurf sollen Ver-
braucher – ohne dass dies durch die 
IDD veranlasst wäre – nicht mehr wie 
bislang unter verschiedenen Vergü-
tungsmodellen der Vermittler wählen 
können. Nun können sie die Leistungen 
eines Makler nur noch gegen eine von 
den Versicherern gezahlte Vergütung in 
Anspruch nehmen.

Makler dürfen mit Privatkunden 

keine Vergütung vereinbaren

Es wird künftig also gesetzlich verboten 
sein, dass Vermittler mit Privatkunden 
Vereinbarungen über die Vergütung ei-
ner Versicherungsvermittlung treffen. 
Die Bundesregierung will so den Status 
von gegenwärtig 304 registrierten Ver-
sicherungsberatern (§ 34e GewO) im 
Wettbewerb fördern. Unter dem neuen 
Titel „Honorar-Versicherungsberater“ 
sollen sie allein Verbrauchern gegen 

Honorar Versicherungen vermitteln 
dürfen. So will die Bundesregierung 
Verbraucher vor Honorarvereinbarun-
gen schützen, die Unabhängigkeit vor-
täuschen. Außerdem soll allgemein die 
Honorarberatung gestärkt werden. Ver-
sicherungsmakler dürfen Unternehmer 
aber weiter gegen Honorar beraten.

Honorar-Versicherungsberater 

allein vom Kunden vergütet

Der Honorar-Versicherungsberater 
darf sich gemäß Gesetzesentwurf seine 
Vermittlungstätigkeit nur vom Kunden 
vergüten lassen. Dabei soll er vom Ver-
sicherer unabhängig sein. Mögliche Zu-
wendungen des Versicherers sind durch 
den Versicherer an die Kunden des Be-
raters weiterzuleiten (§ 48c VAG-E). Der 
dadurch entstehende Aufwand wird Ver-
sicherern entgolten, indem die durch-
zuleitende Zuwendung auf 80 Prozent 
der Provision beschränkt wird.

Vorrangig soll der Honorar-Versiche-
rungsberater Nettoprodukte vermit-
teln. Sind mehrere Versicherungen in 
gleicher Weise für den Kunden geeig-
net, soll er gemäß § 34d Abs. 2 Satz 4 

Bei Maklern schränkt der 

 Referentenentwurf die 

 Vergütungsalternativen  

deutlich ein.
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GewO-E vorrangig das Nettoprodukt 
anbieten müssen. Unklar ist, ob dies 
auch gilt, wenn das Honorar für die 
Vermittlung des Nettotarifs den Ver-
braucher schlechter stellt als die Pro-
vision des Bruttotarifs, die bekanntlich 
das Schicksal der Prämie teilt. Auch wird 
nicht deutlich, auf welche gesetzlichen 
Vorschriften der Honoraranspruch für 
Vermittlungsleistungen aufbaut. Die für 
Makler im Verbrauchergeschäft nicht 
mehr anwendbare Bestimmung des  
§ 652 BGB kann es nicht sein. Damit 
wird aber eine Benachteiligung der Ver-
braucher in Kauf genommen: Sie liegt 
darin, dass Honorar-Versicherungsbera-
ter anders als Makler nicht auf eine er-
folgsabhängige Vermittlungsvergütung 
beschränkt sind.

Makler müssen ihre Service-

gebührkonzepte überarbeiten

Die Mitwirkung bei der Verwaltung und 
Erfüllung von Versicherungsverträgen 
soll künftig als Versicherungsvermitt-
lung gelten (§ 34d Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 
GewO-E). Servicegebührenvereinba-
rungen, die ein Vermittler mit einem 
Verbraucher trifft, könnten demnach 
unter das Honorarverbot fallen. Soweit 
sich die Tätigkeit eines Versicherungs-
maklers oder -vertreters der Verwaltung 
und Erfüllung von Versicherungen zu-
ordnen lässt, soll künftig das Honorar-
verbot greifen. Das dürfte etwa für die 
Hilfestellung in Schadensfällen gelten. 
Dienstleistungen, die zweifelsfrei außer-
halb der Versicherungsvermittlung lie-
gen, wie etwa Einrichtung und P%ege ei-
nes Versicherungs- und Finanzordners, 
dürfte das Honorarannahmeverbot al-
lerdings unberührt lassen.

Sollte der Entwurf vor der Umsetzung 
nicht weiter modi&ziert werden, zwingt 
dies viele Vermittler dazu, ihre Service-
gebührenkonzepte zu überarbeiten. 
Blieben sie unverändert, könnte die 
Vergütung wegen teilweiser Überschnei-
dung der Leistungen mit der Versiche-
rungsvermittlung insgesamt unwirksam 
sein. Betroffene Vermittler verlören 
nicht nur ihre Vergütungsansprüche. 
Sie setzten sich auch Risiken wettbe-
werbsrechtlicher Abmahnungen aus.

Ob die Ziele des Entwurfs einen derar-
tig weit reichenden Eingriff in die Ver-

tragsfreiheit rechtfertigen, ist zu bezwei-
feln. Der Entwurf schränkt damit auch 
den Wettbewerb zwischen courtage- und 
honorarbasierter Vermittlung ein. Denn 
sie nimmt den Versicherungsvertretern 
die höchstrichterlich gebilligte Mög-
lichkeit, alternativ gegen Honorar zu 
vermitteln.

Ausweg: Zweite Gesellschaft 

gründen

Will ein Vermittler im Privatkundenge-
schäft weiterhin gegen Honorar Versi-
cherungen vermitteln oder betreuen, 
wird er eine zweite Gesellschaft grün-
den müssen. Die dadurch entstehen-
den Kosten machen diese Option aber 
unattraktiv. Der Entwurf lässt auch die 
Frage offen, ob Vermittlungsleistungen 
des Honorar-Versicherungsberaters 
umsatzsteuerp%ichtig sein werden. § 4 
Nr. 11 UStG befreit nur Umsätze aus 
der Makler- und Vertretertätigkeit von 
der Umsatzsteuer. Erweitert der Gesetz-
geber den Ausnahmetatbestand nicht, 
dürfte die Umsatzsteuerbelastung 
des Verbrauchers eine Stärkung der 
Honorar beratung verhindern.

Provisionsabgabeverbot festge-

schrieben

Die Bundesregierung will das Provisions-
abgabeverbot nun gesetzlich verankern 
(§§ 34d Abs. 1 Satz 6 und Satz 7 GewO-E, 
48b VAG-E). Auch dieser Alleingang der 
Bundesregierung wird durch die IDD 
nicht unterstützt. Verboten werden 
soll nicht nur, eine Provision vollstän-
dig oder teilweise abzugeben. Sondern 
untersagt ist auch, für den Abschluss ei-
ner Versicherung versicherungsfremde 
Sach- oder Dienstleistungen im Wert 
von mehr als 15 Euro pro Versicherung 
und Kalenderjahr zu versprechen oder 
entsprechende Rabatte auf Waren oder 
Dienstleistungen einzuräumen.

Das Verbot soll nicht gelten, wenn die 
Sondervergütung dauerhaft zur Leis-
tungserhöhung oder Prämienreduzie-
rung verwendet wird, da „Fehlanreize 
für Verbraucher“ dann nicht zu be-
fürchten seien. Was „dauerhaft“ meint, 
sagt der Entwurf nicht und überlässt es 
so der Rechtsprechung, dies zu de&-
nieren. Dies erschwert die Entwicklung 
entsprechender Geschäftsmodelle. Ist 

der Kunde selbst Vermittler, gilt das 
Provisionsabgabeverbot nicht (§ 48b  
Abs. 3 VAG-E), sofern keine Umge-
hungsabsicht vorliegt. Möglich bleiben 
auch Tippgeberleistungen für Kunden, 
die potenzielle Interessenten nennen.
Mit seinen drastischen Beschränkun-
gen der Vertragsfreiheit, Vermittlungs-
leistungen gegen Honorar anzubieten, 
verliert der Gesetzesentwurf nicht nur 
das Ziel aus den Augen, die IDD um-
zusetzen. Er wird auch dem eigenen 
Anspruch nicht gerecht, die Honorar-
vermittlung zu stärken.

Jürgen Evers, Partner und Rechts-

anwalt für Vertriebsrecht bei Blanke 

Meier Evers, Rechtsanwälte in Partner-

schaft mbB.
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